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tritt aus dem Völkerbund ankündigte, erklärt, dass es sich gleichzeitig von der
Internationalen Arbeitsorganisation zurückzieht.

Die Vereinigten Staaten waren auf der Arbeitskonferenz durch vier
offizielle Beobachter vertreten, darunter ein Delegierter des Amerikanischen
Gewerkschaftsbundes, die sich auch an der Debatte der Konferenz beteiligt haben.

Das amerikanische Experiment. Die gewaltigen Anstrengungen,
welche die Verwaltung des Präsidenten Roosevelt in den Vereinigten Staaten
zum Zweck des wirtschaftlichen Wiederaufbaues durchführt und die vielerlei
Beziehungen zu dem Problem haben, mit denen die Internationale
Arbeitsorganisation befasst ist, waren deshalb auch notwendigerweise Gegenstand
aufmerksamer Beobachtung durch das Internationale Arbeitsamt. Das Amt hat
bereits eine Sammlung von Gesetzen und Verordnungen veröffentlicht, die als
Grundlage für die Massnahmen zur Bekämpfung der Krise dienen. Für das
Verständnis der Vorgänge in den Vereinigten Staaten ist diese Veröffentlichung

unentbehrlich. Das Amt hofft in einigen Monaten eine weitere Studie
über die Entwicklung dieser Massnahmen veröffentlichen zu können, die man
allgemein unter der Bezeichnung « Das Experiment Roosevelt » zusammenfasst.

Unterdessen hat der Direktor des Amtes gelegentlich einer Reise, die er
privatim auf Einladung der Columbia University, unternahm, sich an Ort und
Stelle über die gegenwärtigen Verhältnisse und über den von der amerikanischen

Regierung durchgeführten Kampf gegen die Wirtschaftskrise und ihre
sozialen Folgeerscheinungen unterrichten können.

Sonstige Veröffentlichungen des Internationalen
Arbeitsamts. Von den Studien, welche das Internationale Arbeitsamt im Laufe
des Jahres 1933 veröffentlicht hat, sind neben der bereits angeführten über die
Industriearbeit in Japan, die Studie über die Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten,

die Studie über die Landflucht in Deutschland, über die Arbeitsvermittlung

und eine Reihe von Studien über die sozialen Dienste in verschiedenen
Ländern zu nennen. Ferner die Studien über die industriellen Beziehungen in
Grossbritannien, über das Tarifvertragswesen in der Landwirtschaft, über Sicher-
heitsmassnahmen bei der Fabrikation und Verwendung von Zelluloid, eine
vergleichende Studie der nationalen Gesetzgebungen, über die obligatorische
Invaliden-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung und ihre praktischen Ergebnisse.

Arbeiterbewegung.
Bau- und Holzarbeiter.

Wir haben in der letzten Nummer der « Rundschau » über die Lohnabbaupläne

des Baumeisterverbandes berichtet. Inzwischen haben weitere Verhandlungen

vor einer interkantonalen Einigungsstelle stattgefunden, die von
Oberrichter Bäschlin, Bern, geleitet wurden. Die Arbeiterschaft hatte, um ihre
Bereitwilligkeit zur Mitwirkung bei der Bekämpfung der Wirtschaftskrise zu
dokumentieren, eine Verkürzung der Arbeitszeit ohne Lohnausgleich
vorgeschlagen; sie war somit bereit, zugunsten der arbeitslosen Kollegen gewisse
Opfer auf sich zu nehmen. Die Unternehmer hatten dafür kein Verständnis
und beharrlen auf ihren Lohnabbauforderungen. Die Verhandlungen verliefen
infolgedessen ergebnislos. Inzwischen haben die Baumeister an einzelnen Orten
bereits auf den 1. März einen Lohnabbau von 7 Prozent angekündigt. Da sich
aber auch unter den Baumeistern zahlreiche vernünftige Leute befinden, die
diese Massnahme als verfehlt betrachten, ist das letzte Wort in dieser Sache

noch nicht gesprochen. Falls es aber zum Kampf kommt, so fällt die Verant-
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wortung hierfür auf die Unternehmer, die damit wieder einmal mehr beweisen,
was von ihrem Gerede über die «Volksgemeinschaft» in der Praxis zu
halten ist.

Metall- und Uhrenarbeiter.
Die Lohnverhandlungen vor dem interkantonalen Einigungsamt dauern

immer noch an. Die Verhältnisse von Betrieb zu Betrieb werden von der
interkantonalen Einigungsstelle einer genauen Prüfung unterzogen. Auch die
eigentlichen Einigungsverhandlungen werden betriebsweise durchgeführt. Da
diese Verhandlungen verständlicherweise erhebliche Zeit beanspruchen, haben
die Unternehmer eingewilligt, bis zum 15. März keinerlei Lohnabbaumassnahmen

vorzunehmen. Ueber den weiteren Gang dieser Bewegung werden wir
in der nächsten Nummer berichten.

Buchbesprechungen.
Dr. Oskar Friedli. Die Grundlagen einer schweizerischen Alters-,

Hinterlassenen- und Invalidenversicherung. Verlag A. Francke A.-G., Bern. 1933.
193 Seiten.

Eine umfassende Darstellung der Probleme der Sozialversicherung für
jenen Teil, der in der Schweiz noch nicht verwirklicht ist, hat bis jetzt gefehlt.
Dr. Friedli, der bei der Ausarbeitung des Gesetzesprojekts, das 1931 verworfen
worden ist, in massgebender Weise mitgewirkt hat, ist wie kaum ein zweiter
in der Lage, diese Darstellung zu geben. Er skizziert den ganzen Leidensweg
der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung, dokumentarisch belegt,
und geht dann ein auf die versicherungstechnischen, verwaltungsrechtlichen,
aber auch auf die finanziellen und politischen Probleme, die dabei einer Lösung
bedürfen. Er berücksichtigt nicht nur den Vorschlag des Bundesrates und des
Parlaments, sondern auch die verschiedenen andern Projekte, soweit sie
bestimmtere Formen angenommen haben. Beim Lesen dieser Schrift wird einem
erneut bewusst, welcher Schaden dem Volk durch die Verwerfung jenes
Gesetzes zugefügt worden ist. Hoffentlich dient gerade diese tiefgründige
Bearbeitung des ganzen Fragenkomplexes dazu, dass seine Lösung in absehbarer
Zeil von neuem in Angriff genommen wird. Dr. Friedli erklärt den Gegnern
von 1931 mit Recht, dass es leicht ist, ein Gesetz zu kritisieren und zu Fall
zu bringen, aber schwer, ein besseres zu machen. W.

Dr. Ernst Eugen Lienhard. Die interkantonale Auslieferung. Art. Institut
Orell-Füssli, Zürich. 1933. 136 Seiten. Fr. 4.20.

Die vorliegende Dissertation behandelt die Praxis der interkantonalen
Auslieferung, die sich auf Grund der lückenhaften Bundesvorschriften und der
interkantonalen Verständigung herausgebildet hat. Das heutige System kann
indessen nicht befriedigen. Eine klare Lösung wird jedoch nur Zustandekommen
durch Annahme des eidgenössischen Strafgesetzes, womit die Notwendigkeit
interkantonaler Auslieferung auf ein Minimum reduziert würde. Wer sich mit
dem Auslieferungsrecht zu befassen hat, wird mit Gewinn zu dieser gründlichen

Arbeit greifen. W.

Deutschland am Hakenkreuz, Herausgegeben von der deutschen
sozialdemokratischen Arbeiterpartei in der Tschechoslowakischen Republik, Prag.

Otto Friedrich. Selbstmord einer Demokratie. Verlag Graphia, Karlsbad.
1933. 47 Seiten.

Nachdem Oesterreich für die Demokratie ebenfalls verloren ist, bleibt als
deutsches Sprachgebiet ausser der Schweiz nur noch der deutschsprechende
Teil der Tschechoslowakei. Auch dort wird eifrig gearbeitet, um den geistigen
Abwehrkampf gegen den Faschismus mit Erfolg zu führen. Die ersterwähnte
Schrift enthält Tatsachenmaterial über die Taten des Faschismus in Deutschland,

und zwar auf Grund verlässlicher Zeugen und Quellen. Es sind wichtige
Dokumente und Photographien wiedergegeben.
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